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2128 
Verordnung 

über die Ermittlung des Personalbedarfs 
und die Finanzierung des Maßregelvollzugs 

(Finanzierungsverordnung MRV) 
Vom 27. ~ovember 2002 

Aufgrund des § 30 Abs. 3 :VlaßregelYollzugsgesetz -
MRVG - vom 15. Juni 1999 (GV. NRW. S. 402), geändert 
durch Gesetz vom 11. Juni 2002 (GV. NRW. S. 237), wird 
im Einvernehmen mit dem Justizministerium und dem 
Finanzministerium sowie nach Anhörung des Ausschus­
ses für Arbeit, Gesundheit, Soziales und Angelegenheiten 
der Vertriebenen und Flüchtlinge des Landtages verord­
net: 

Inhaltsübersicht: 

§ 1 Grundsatz 
§ 2 Ermittlung des Budgets der Einrichtungen des Maß-

regel vollzuges 
§ 3 Maßstäbe und Grundsätze des Personalbedarfes 
§ 4 Bemessung des pauschalen Aufwendungsersatzes 
§ 5 Unterbringung von Patientinnen und Patienten aus 

und in anderen Bundesländern 
§ 6 Rechnungs- und Buchführungspflichten 
§ 7 Zuständigkeiten 
§ 8 Übergangsbestimmungen 
§ 9 In-Kraft-Treten 

§ 1 
Grundsatz 

Zweck dieser Verordnung ist die Festlegung der Maß­
stäbe und Grundsätze des Personalbedarfs, die Regelung 
der bedarfsgerechten Finanzierung und des wirtschaftli­
chen Betriebes von Einrichtungen nach § 29 Maßregel­
vollzugsgesetz (MRVG). Diese Grundsätze gelten auch für 
Unterbringungen aufgrund der Strafprozessordnung und 
des Jugendgerichtsgesetzes (§ 35 :VIRVG). 

§ 2 

Ermittlung des Budgets 
der Einrichtungen des Maßregekollzuges 

(1) Von der zuständigen Behörde wird mit den Trägern 
der Einrichtungen des Maßregelvollzuges für jede Ein­
richtung ein jährliches Budget auf der Grundlage der 
voraussichtlichen Leistungsstruktur und -entwicklung 
(prospektives Budget) vereinbart. Kommt eine Budget­
vereinbarung ganz oder teilweise nicht zustande, kann 
eine Schiedsstelle, die von der Gemeinschaft der forensi­
schen Träger und dem Land gebildet wird, angerufen 
werden. § 18 a Abs. 2 bis 3 des Krankenhausfinanzie­
rungsgesetzes - KHG - in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 10. April 1991 (BGBl. I S. 886) in der jeweils 
geltenden Fassung gilt entsprechend, § 18 a Abs. 4 KHG 
insoweit, als die entsprechenden Inhalte durch öffent­
lich-rechtlichen Vertrag zwischen den Beteiligten nach 
Satz 2 festgelegt werden. Der Spruch der Schiedsstelle ist 
von dem für den Maßregelvollzug zuständigen Ministe­
rium zu prüfen. Das Ministerium setzt das Budget nach 
schriftlicher Anhörung der zuständigen Behörde und des 
Trägers der Einrichtung fest und begründet seine Ent­
scheidung. § 7 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Der Budgetzeitraum beträgt ein Kalenderjahr. wenn 
die Einrichtung ganzjährig betrieben wird. Ein Budget­
zeitraum, der mehrere Kalenderjahre umfasst, kann 
vereinbart \Verden. Das Budget gilt grundsätzlich für den 
Budgetzeitraum, auch wenn es nicht vor Beginn festge­
legt wurde. 

(3) Kommt es im Laufe eines Budgetzeitraumes zu 
wesentlichen unvorhersehbaren strukturellen Änderun­
gen der dem Budget zugrunde liegenden Annahmen. 
können das Land und der Träger \·erlangen. dass über das 
Budget neu verhandelt wird. 

(4) Das Budget enthält Personalkosten für die in 
der Psychiatrie-Personalverordnung - Psych-PV - vom 
18. Dezember 1990 (BGBL I S. 2930) in der jeweils 
geltenden Fassung genannten Berufsgruppen und Sach-

kosten für medizinischen Bedarf (Behandlungsbudget) 
sowie Kosten für sonstige Berufsgruppen und allgemeine 
Sachkosten (Basisbudget). Basis- und Behandlungsbud­
get werden nach Maßgabe der Leistungs- und Kalkula­
tionsaufstellung nach Absatz 11 ermittelt. 

(5) Die allgemeinen Sachkosten enthalten die Kosten­
arten nach Abschnitt K 1. Nr. 13 bis 23 der Anlage 1 zu 
§ 17 Abs. 4 der Bundespflegesatzverordnung - BPflV -
vom 26. September 1994 - (BGBL I. S. 2750) in der jeweils 
geltend~n Fassung sowie die sich aus dem nachstehenden 
§ 4 Abs. 2 ergebenden Kostenarten. Hinzu kommen 
Beiträge für eine bestehende Krankenversicherung von 
Patientinnen und Patienten sovvie weitere für die Durch­
führung des Maßregelvollzuges von der zuständigen 
Behörde als notwendig anerkannte Kosten der Träger. 

(6) Das Basisbudget enthält auch die im Rahmen einer 
Beurlaubung anfallenden notwendigen Sachkosten. 

(7) Für die Wiederbeschaffung kurzfristiger Wirt­
schaftsgüter werden die Beträge entsprechend § 25 
Krankenhausgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen -
KHG NRW - mm 16. Dezember 1998 (GV. NRW. S. 696) in 
der jeweils geltenden Fassung auf die jahresdurch­
schnittlich belegte Bettenzahl gewährt. Kosten für Inves­
titionen mittel- und langfristiger Wirtschaftsgüter wer­
den in entsprechender Anwendung der Abgrenzungsver­
ordnung - AbgrV - vom 12. Dezember 1985 (BGBL I 
S. 2255) in der jeweils geltenden Fassung im Basisbudget 
gesondert berücksichtigt, sü"weit sie für die einzelne 
:\faßnahme einschließlich Umsatzsteuer den Betrag von 
35.000 Euro nicht überschreiten. Diese ::.\'1ittel werden 
gesondert 1Jis zu einer Höhe von 2 Y. H. des Gesamtbud­
gets als Pauschale gewährt. Soweit der Höchstbetrag 
nach Satz 2 nicht überschritten wird. können mehrere 
Maßnahmen gefördert werden. · 

(8) Soweit eine Einrichtung des Maßregelvollzuges an 
~ achsorgemaßnahmen nach § 1 Abs. 3 MRVG beteiligt ist 
und Aufgaben der Qualitätssicherung nach § 3 MRVG 
durchführt, sind die damit jeweils verbundenen und als 
notwendig anerkannten Personal- und Sachkosten zu 
berücksichtigen. Kosten der Seelsorge, die durch den 
iVIaßregelvollzug bedingt erheblich über den üblichen 
Betreuungsaufwand der Kirchen und Religionsgemein­
schaften hinausgehen und von der zuständigen Behörde 
anerkannt sind, können nach Maßgabe des Haushaltspla­
nes ebenfalls geltend gemacht werden. 

(9) Die zuständige Behörde vereinbart mit dem Träger 
der Einrichtung die voraussichtliche jahresdurchschnitt­
liche Patientenzahl für die einzelnen Behandlungsberei­
che auf der Grundlage von mindestens vier Stichtagser­
hebungen im Jahr. Die Stichtage werden von der zustän­
digen Behörde festgelegt. 

(10) Weichen die kalkulierten jahresdurchschnittlichen 
Patientenzahlen und Berechnungstage von den tatsächli­
chen jahresdurchschnittlichen Daten ab, so wird im 
nächsten Budgetzeitraum ein Ausgleich vorgenommen: 

1. Cnterschreitet die tatsächliche jahresdurchschnittli­
che Belegung die kalkulierte Patientenzahl. so verrin­
gert sich das vom Land zu zahlende Budget um 20 v.H. 
der jahresdurchschnittlichen Minderbelegung. 

2. -Cberschreitet die tatsächliche jahresdurchschnittli­
chen Belegung die kalkulierte Patientenzahl, so erhöht 
sich das vom Land zu zahlende Budget um 65 v. H. der 
jahresdurchschnittlichen Mehrbelegung. 

(11) Die Träger der Einrichtungen übermitteln der 
zuständigen Behörde zur Vorbereitung der Budgetver­
handlungen bis spätestens vier Monate vor Ablauf des 
Kalenderjahres die Leistungs- und Kalkulationsaufstel-
lung nach dem Muster der Anlagen 1 bis 5 für den Anlagen 
laufenden und den folgenden Budgetzeitraum. 1 bis 5 

(12) Die Träger der Einrichtungen erhalten vom Land 
vorbehaltlich der Ausgleiche nach Absatz 10 monatliche 
Abschlagszahlungen auf das Budget(§ 2 Abs. 1). 

§ 3 
Maßstäbe und Grundsätze 

des Personalbedarfes 

(1) Die Maßstäbe und Grundsätze zur Ermittlung des 
Personalbedarfes in Einrichtungen des Maßregelvollzu-
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ges tragen dem unterschiedlichen Behandlungs- und 
Sicherungsbedarf der Patientinnen und Patienten unter 
Beachtung von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
Rechnung und orientieren sich an der Systematik des§ 3 
Psych-PV. 

(2) Der Regeldienst umfasst alle diagnostischen, thera­
peutischen, pflegerischen und pädagogischen Tätigkeiten 
mit Ausnahme von Nachtdienst, Bereitschaftsdienst au­
ßerhalb des Regeldienstes, ärztlicher und pflegerischer 
R.1fbereitschaft und ärztlicher Konsiliardienst. 

(3) Für die Personalbemessung gilt folgendes Verfah­
ren: 

1. Zur Ermittlung eines leistungsgerechten Personalbe­
darfes werden die Patientinnen und Patienten nach 
Art und Schwere der Krankheit sowie nach den 
Behandlungszielen und -mitteln regelmäßig bestimm­
ten Behandlungsbereichen (Absätze 4 und 5) zugeord­
net. Die Behandlungsbereiche sind Berechnungs­
grundlage für die Personalbemessung. 

2. Für jeden Behandlungsbereich und für jede Berufs­
gruppe wird die Arbeitszeit in Minuten- oder Stunden­
werten je Patientin und Patient und Arbeitstage im 
Jahr auf der Grundlage der Ermittlungen des § 8 Abs. 3 
vorgegeben. 

3. Die Minuten- und Stundenwerte werden in Personal-
Anlage 6 stellen umgerechnet (Anlage 6). 

Anlage i (4) Die Behandlungsbereiche (Anlage 7) sind wie folgt 
gegliedert: 

1. Aufnahme und Diagnostik, 

2. Intensivbehandlung/Krisenintervention, 

3. gesicherte oder geschlossene Regelbehandlung, 

4. reduzierter therapeutischer und pflegerischer Auf-
wand, 

5. Langzeitbehandlung, 

6 offene Regelbehandlung, 

7. Wohngemeinschaft, 

8. Beurlaubung. 

Die Zuordnung der Patientinnen und Patienten erfolgt 
einzelfallbezogen und ist durch die Erforderlichkeit und 
Intensität der Behandlung und Sicherung bestimmt. Für 
die nach §§ 81, 126 a oder § 453 c i. V. m. § 463 Abs. 1 StPO 
sowie die nach § 73 JGG untergebrachten Personen 
kommen die Behandlungsbereiche nach den Nummern 1 
bis 4 in Betracht. Der Behandlungsbereich „gesicherte 
oder geschlossene Regelbehandlung" darf für diese Per­
sonengruppe nur dann zu Grunde gelegt werden, wenn sie 
der entsprechenden Behandlung zugestimmt haben und 
diese auch durchgeführt wurde. 

(5) Die Angebote der Nachsorge nach§ 1 Abs. 3 MRVG 
sind einem Behandlungsbereich nach Absatz 4 gleichge­
stellt. Neben den Vorgaben nach Absatz 3 kann auch eine 
pauschale Abrechnung vereinbart werden. 

(6) Die Personalstellen für eine Einrichtung werden 
nach dem in Anlage 6 beschriebenen Verfahren ermittelt. 

Anlage s Die Höhe der Ausfallzeiten ergibt sich aus Anlage 8. 

(7) Die Minutenwerte nach Absatz 3 gelten beim 
Krankenpflegepersonal für einen Regeldien~~ von täglich 
14 Stunden zuzüglich einer halben Stunde Ubergabezeit 
mit dem Personal des Nachtdienstes sowie bei einer 
gleichbleibenden Personalbesetzung im Pflegedienst an 
Wochenenden und Feiertagen. 

(3) Die Personalbemessung für den pflegerischen 
Nachtdienst, den Pfortendienst und das Transportperso­
nal wird unter Berücksichtigung der besonderen Verhält­
nisse der Einrichtung ermittelt und durch die zuständige 
Behörde festgelegt. 

(9) Auszubildende in den Berufsgruppen des Pflege­
und Erziehungsdienstes sind im Verhältnis 7:1 auf die 
Stelle einer in diesen Berufen voll ausgebildeten Person 
anzurechnen. 

(10) Die Personalstellen für eine Berufsgruppe nach der 
Psych-PV können auch mit Personal anderer Berufsgrup-

pen besetzt werden, soweit das therapeutische Konzept 
und die vereinbarten Personalkosten nach dieser Verord­
nung eingehalten werden. 

(11) Leitungskräfte im Pflegedienst werden in Relation 
von einer Vollkraft zu 60 Pflegekräften (einschl. Nacht­
wachen) zusätzlich berücksichtigt. 

§4 
Bemessung des pauschalen 

Aufwendungsersatzes 

(1) Als pauschaler Aufwendungsersatz für Einrichtun­
gen nach§ 30 Abs. 2 Satz 2 MRVG werden vom Land die 
für die einzelne Einrichtung gern. § 18 Krankenhausfi­
nanzierungsgesetz zwischen Krankenhaus- und Sozial­
leistungsträgern vereinbarten Pflegesätze erstattet. 

(2) Als zusätzliche Kosten werden auf Nachweis be­
rücksichtigt: 

1. notwendige Kosten der Aus- und Fortbildung (§ 11 
MRVG), 

2. ergänzende Gesundheitshilfen (§ 12 MRVG) für nicht 
oder nicht in entsprechendem Umfang krankenversi­
cherte Patientinnen und Patienten, 

3. angemessene Arbeitsentlohnung(§ 14 Abs. 1 MRVG), 

4. Barbeträge zur persönlichen Verfügung der Patientin­
nen und Patienten (§ 14 Abs. 4 MRVG), 

5. Sachverständigengutachten (§ 16 Abs. 3 MRVG), 

6. Beihilfen (§ 21 Abs. 1 a Nm. 1 und 7 Bundessozialhilfe­
gesetz - BSHG - in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. März 1994 (BGBl. I S. 646) in der jeweils 
genannten Fassung). 

7. im Rahmen der Therapie anfallende notwendige 
Fahrtkosten, 

8. Beiträge zur Krankenversiche:-ung für Patientinnen 
und Patienten, die während de:- Unterbringung kran­
kenversichert sind. soweit keine anderen Kostenträger 
für die Finanzierung der Beiträge zuständig sind. 

(3) Der für die Behandlung und Sicherung von forensi­
schen Patientinnen und Patienten zusätzlich notwendige 
Personalaufwand in den Allgemeinpsychiatrien, der 
nicht durch den Pflegesatz finanziert werden kann, wird 
auf Nachweis erstattet. 

(4) Die notwendigen Kosten für beurlaubte Patientin­
nen und Patienten werden auf Nachweis erstattet. Leis­
tungen der beurlaubenden Einricttungen für beurlaubte 
Patientinnen und Patienten werden mit 5 v. H. der 
Pflegesätze nach Absatz 1 abgegolten. 

(5) Die Abrechnung des pauschalen Aufwendungsersat­
zes, der zusätzlichen Kosten, des notwendigen Personal­
aufwandes und der Beurlaubungskosten erfolgt monat­
lich durch die zuständige Behörde. Der Träger nach 
Absatz 1 legt nach sachlicher und rechnerischer Prüfung 
monatliche Sammelrechnungen vor. 

§ 5 
Unterbringung 

von Patientinnen und Patienten 
aus und in anderen Bundesländern 

(1) Die Erstattungsleistungen für Patientinnen und 
Patienten aus anderen Bundesländern setzen sich zusam­
men aus einem tagesgleichen Pflegesatz, der sich aus dem 
Budget (§ 2 Abs. 4) und der voraussichtlichen jahres­
durchschnittlichen Patientenzahl (§ 2 Abs. 9) errechnet. 

(2) Die Erstattungsleistungen für in anderen Ländern 
untergebrachte Patientinnen und Patienten erfolgen auf 
Grund gesonderter Vereinbarungen mit den jeweiligen 
Trägern. 

§ 6 
Rechnungs- und 

Buchführungspflichten 

(1) Für die Rechnungslegung und die Buchführung der 
Einrichtungen des Maßregelvollzuges gelten die§ 1 Abs. 1 
sowie§§ 2, 3, 5, 6 und 8 der Krankenhaus-Buchführungs-
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verordnung - KHBV - vom 10. April 1978 (BGBl. I S. 473) 
sowie die Abgrenzungsverordnung in der jeweils gelten­
den Fassung entsprechend. 

(2) Rechnungslegungs-, Buchführungs- und Aufzeich­
nungspflichten nach anderen Vorschriften wie dem Han­
delsgesetzbuch (HGB) sowie steuerrechtliche Vorschrif­
ten bleiben unberührt. 

(3) Der Jahresabschluss der Einrichtungen des ~faßre­
gelvollzugs besteht aus der Bilanz, der Gewinn- und 
Verlustrechnung und dem Anhang einschließlich des 
Anlagennachweises sowie dem Fördernachweis für die 
aus Landesmitteln angeschafften Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens und Belegungsnachweisen. Soweit die 
Einrichtungen gemeinsam mit Allgemeinpsychiatrien ge­
führt werden und deshalb gemeinsame Jahresabschlüsse 
sowie Gewinn- und Verlustrechnungen aufgestellt wer­
den, ist daneben eine verursachungsgerechte Kostenstel­
lenrechnung mit Betriebsabrechnungsbögen vorzulegen. 
In den Fällen des Satzes 1 und 2 sind die Vollkräfte pro 
Behandlungsbereich nach § 3 Abs. 4 nachzuweisen. 

(4) Das Testat oder die Bescheinigung eines Wirt­
schaftsprüfers, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder 
ehemals vereidigten Buchprüfers über die Prüfung des 
Jahresabschlusses ist der zuständigen Behörde regelmä­
ßig vorzulegen, der geprüfte Jahresabschluss jedoch nur 
auf Verlangen als Stichprobe und in begründeten Fällen 
umgehend. 

§ 7 
Zuständigkeiten 

(1) Zuständige Behörde ist gemäß § 2 der Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem MRVG vom 
23. Dezember 2001 (GV. NRW. 2002 S. 22) die oder der 
Landesbeauftragte für den Maßregelvollzug. 

(2) Das für den Maßregelvollzug zuständige Ministe­
rium genehmigt das Budget. Für die nach §§ 81, 126 a. 
453 c i. V. m. § 463 Abs. 1 StPO sowie die nach § 73 JGG 

eingewiesenen Patientinnen und Patienten genehmigt das 
für den Maßregelvollzug zuständige Ministerium im 
Einvernehmen mit dem für die Rechtspflege zuständige 
Ministerium das Behandlungsbudget. 

§ 8 
Übergangsbestimmungen 

(1) In der Zeit vom 1. Januar 2003 bis längstens 31. De­
zember 2004 entspricht das den Trägern der Einrichtun­
gen gewährte jährliche Budget für Personal- und Sach­
kosten der Höhe des fortgeschriebenen pauschalen Auf­
wendungsersatzes nach § 36 MRVG in Verbindung mit 
§ 22 a des Gesetzes über den Vollzug freiheitsentziehen­
der Maßregeln in einem psychiatrischen Krankenhaus 
und einer Entziehungsanstalt vom 18. Dezember 1984 
(GV. :NRW. 1985 S. 14). zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29. April 1992 (GV. NRW. S. 174), - MRVG a. F. -. Der 
jährliche Durchschnitt der Patientenzahlen wird ermit­
telt und von der zuständigen Behörde anerkannt. Die 
durch Erhöhung oder Senkung der Patientenzahlen be­
dingten Kosten oder Einsparungen werden im über­
nächsten. die Kosten nach Absatz 2 im nächsten Budget­
zeitraum ausgeglichen. 

(2) Kosten gemäß § 2 Abs. 8 können nach :Maßgabe des 
Haushaltsplanes ab In-Kraft-Treten dieser Verordnung 
jährlich längstens bis zum 31. Dezember 2004 zusätzlich 
geltend gemacht werden. 

§ 9 

In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2003 in Kraft. 

Düsseldorf, den 27. ::-Jovember 2002 

Die Ministerin 
für Gesundheit. Soziales. 

Frauen und Familie · 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Birgit Fischer 
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Anlage 1 

Vorjahresbudget/ bzw. Jahreszeitraum vor der ersten Budgetfestlegung 

Dienstart/ 

Kostenart Basisbud et 
!Personalko•ten i......;.;;.;;;.;--==-..;.;;..------------ • ••• • • • • 
Therapeut. Dienst 
Pflegedienst 

Buchhalterischer Aufwand 
Zuordnung zu 

Innerbetriebl 

Lerstm sverr. Behandtun sbud et 

Berechr.ungstage: Betreuungstage: 

DMjeBT 
(Berechnungstag) 

DM je Betrau.T 
(Betreuungstag) 

Medizin.-tech. D. 
Dienst 

············· ................................... _______________ --lt--------

Funktionsdienst 
............................. ·------~-----1---------11--------

KHn. Haus ersonal ..,_ ___ ;....;..;__,....., __ ....... ___________________ ......................................... . 
Wirtsch.· u.Vers.D. __________________________ ........................................ . 
Technischer Dienst 
Verwattun sdienst "" .......... :.~••=~~-------··---· -=---==-'------------! ----r----········· .. -········· 11 .. •• •=·•illi•=-vd 1.I 
Sonderdienste ----.................... 1• 1••4;. · "" 1111,. _____________ _ 
Sons · es Personal 

.... N ... ·•1ch .... ·;:..;·t ... z_u_re ___ c-"h-e_n_ba_r_e _________________ ····· ......................... _··_···~·-···_· ... _.... .i _____________ _ 

----------' .,_\i ... 'e .... rw~.b ... e"""d""'ar'"'f _______ ·------+------- t 
.... z_e_n_tr_. V_erw_.d_i_e_ns_t_e __________ -+-----······· • 
""Z;;.;;e..;.;n""'1J.;... G..c_;:.e.;.;;m""".d""i.;;.e~ns;:..;t;..;;.e _____________ . ____ i 

St.,.Abgaben, Vers. .. .......... ....................................... 1 
f .................. _____________ _ 

1 ....... ·---·····-----------
lnstandhaltun ------------------······ ·······•···········-----+--------------------------------Gebrauchs ... g_Ote_r __________________ _ 
Sonsti es 1 
vom Land als notwendi l. . 1·---·········· .... ---

- - . - .... -------.... -------1 

. ., 

1 
-·· . . ·- . . . ·r . - .. ·- . ·- --- . ·-· 

---- ·--• - --- -- • --·--· --------------• - .... .. ....... -··· = _______ .... _____ __ 

•••• -- - •• ••- •- •- •••- •- •••---------------- •.. 
t===:.:..:=1:1.::::.:-----------~-------t 
-·-----------------------------1.•- ••• - •-- • ••• 

Medizinischer Bedarf 
lfd.Nr. Medizinischer Bedarf Betrao OMleBT DM le Betreu.T 
1 Arzneimittel, (außer Implantate u. Dialysebedarf) 

2 Kosten der Lieferapotheke 
3 Blut, Blutkonserven und Blutplasma 

4 Verband-, Heil- und Hilfsmittel 

5 Ärztliches u. pfleger. Verbrauchsmaterial, 
Instrumente 

6 Narkose- und sonst. OP-Bedarf 

7 Bedarf f. Röntgen- u. Nukleannedizin 

8 Laborbedarf 
g Untersuchungen in fremden Instituten 
10 Bedarf für EKG, EEG, Sonografie, cr 
11 Bedarf der physikaHschen Therapie 

12 Apothekenbedarf, Oeslnfektlonsmaterlal 

13 Implantate 
14 Transplantate 

15 Dlat,sebedarf 
16 Kosten f. Krankentransporte (kein Durchlaufp.) 
17 Interkurrente Behandlungen 
17a davon Zahnbehandlung 

18 Sonstloer medizinischer Bedarf 
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Anlage 2 

Vereinbarung für den lfd. Budgetzeitraum 
Berechnungstage: Betreuungstage: 

Buchhalterischer Aufwand 
Dienstart t 

Kostenart Basisbudget 1 

Zuordnung zu 
:r.llefbetr•ebl. 

Leistlslasverr. 1 Behandlunasbudaet 

DM je BT 
(Berechnungstag) 

DM je BetrP.u .T 
(Betreuungstag) 

Personalkosten 
Therapeut ... Dienst ......................................................... . 
Pflegedienst 

~.i••••••••••••••••••••••••••••••••O•••H••••••••••••ooooooooo•oOO••• ••••••••------••• ••••••••• .. ••••••••••• .... ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••ooHoo•o•• 

r--------···························································· 
Medizin.-tech. D. 

rl' .... • 

Dienst t---------·················•································ 
Funktionsdienst ...................... •·••·················----

----·························································· Klin .. Hauspersonal··•···································---­
Wirtsch.· u.Vers.D. 
Technischer-D-ie_n_s_t ___ ............................................ ··························· .................... ::::::::::::::::::::::.::::::::::::::::::::::::::::::::: i 
Verwaltunasdienst 
Sonderdienste 
Sonstiges Personal 
Nicht zurechenbare 

---1-------········ ................................................................. -
······················---·-······ ·-------~ -------························ 
························································------···············································••················· 

Personalkosten .............................................................................. . 
Personalkosten 
lnsaesamt 
Lebensmittel 
Medizin. Bedarf 

..... i"" 
Wasser,.Energie,.Br.st. .......................................................... _____ _ 
Wirtsch .bedarf 

1 

·······································1-------
·······································-----­
······································· ·-----

--·--1-... -... -... -... -... -... -... -... -... -... -... -... -... --I .. -------

I 
• ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• ....................................... . 

~darf ____ .. ........................................• : ~~~~~~~~~~~~~~~:::::~:::~::::::::::::~:~~ ~::::::::::::::::::::::::::~::::::::::::: 
Zentr. y__~rw.dienste ....................................................... ···•·········----• •.................................................................................. 

~~.~~.;;;t~r::~······················ ................................... ······· ··············· ......................... I . ::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::: :::::::::::::::: ........................ . 
t-=~.::!, ::::= :::-:::-::............ J--- ' l =:::::::::::::::-.. ----
vom Land als notwendi.a anerkannte Träoerko. 
Sachkosten in,aes. 

1-l_nn_e_rb_e_t'"'"r.L;;;.e"""ist_u"'100...._9/.;..er"""r'"'". -----------+------ ~ 
Zinsen Betr.mittelkredite 

Krhs. insaesamt . , 
Pers. d. Ausb.stätten ------···••························· 
Sachk. d. Ausb.sta.tten ....................................................... . 

i .... 
! 

... u_m_l_ag_,e_n_n_._§_!9_Abs __ .3 ___________ ... _ .... ________________ _ 
Ausb.stätten insaes. 
Zusatzkosten 
Taschenoeld .,_;...;;.;;._....=---------------------- ... . --- .. ·-··-Bekleidunosaeld 
ArbeitsentoeJt i •· Fahrtkosten 
Sonsliae Zusatzko. 

i=Z:.:u::::sa=tz::.;k;;.o:..;. l"-'n=soes=·-----------+-------•· --··-•-··-···-···--· -• ... .i. 
Insaesamt 

Medlilnlscher Bedarf 
Lfd.Nr. Medizinischer Bedarf Betraq 

1 Arzneimittel, (außer Implantate u. Dialysebedarf) 

2 Kosten der Lieferapotheke 

3 Blut, Blutkonserven und Blutplasma 

4 Verband-, Heil- und Hilfsmittel 

5 Ärztlkhes u. pfleger. Verbrauchsmaterial, 

Instrumente 

6 Narkose- und sonst. OP-Bedarf 

7 Bedarff. Röntgen- u. Nuklearmedizin 

8 Laborbedarf 

9 Untersuchungen in fremden Instituten 

10 Bedarf für EKG, EEG, Sonografie, CT 

11 Bedarf der physikalischen Therapie 

12 Apothekenbedarf, Desinfektionsmaterial 

13 Implantate 

14 Transplantate 
15 Dialysebedarf 
16 Kosten f. Krankentransporte (kein Ourchlaufp.) 

17 Interkurrente Behandlungen 

17a davon Zahnbehandlung 

18 Sonstiqer medizinischer Bedarf 

1-------+-------

i···········································------

DM je BT DM je Betreu.T 
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Anlage3 

Forderung für den Budgetzeitraum 
Berechnungstage: Betreuungstage: 

Buchhalterischer Aufwand 
Dienstart/ Zuordnung zu DM je BT DM je Be treu .T 

1 
InnerbetriebL 

1 
(Bere,::hnungstag) (Betreuungstag) 

Kostenart Basisbudaet Leistlxlasverr. Behandlunasbudaet 
Personalkosten 
Thor~naut Oi,::inQt 1 1 

Medizin.-tech. 0. 
Dienst 
Funktionsdienst 

: ::=~~:::==-~t===:::::=t--------------------
Klin. Hausoersonal ................................ ···········------

~.· u.Vers.O.········································----t----······················· ···············------
Technis[?her Dienst -----1 .. ······································---------
Verwaltun dienst 
Sonderdienste ------------1········································ ······················-----
Sonstiges Personal 
Nicht zurechenbare 
Personalkosten 

··········································---t------····························· 

Personalkosten 
lnsaesamt 
Lebensmittel 

····································-·--·-· ... ·, 

Medizin. Bedarf 

Wasser, Energie1.Br.st. ................... -------1--------
Wirtsch.bedarf 
Verw.bedarf 

1-Z_e_n_tr_. _V_e_rw_._d_i_e_ns_te ________ ................................... ____ • 

Zentr. Gem.dienste ............ ············-----
§L.~.~!l~~!'!....Yers. . ........ ····~----···· 

1 
;" 

i 

.......................... ________ _ 

1 

1 

1 ......................... -----1--------

::::~:~:~~, ............................................................................................................ +········· ...................................... +·······-----·-·+-----........... -.. ---------1 
Sonstiaes ............................................................ . .......... ::::::::::::::::::::::::::::· 

vom Land als notwendia anerkannte TräAerko. 
Sachkosten insaes. 1 1 

.... i_nne_r_be_tr_._Le_l_st_u_ngw_e_rr_. -----------t--------! 1 
Zinsen Betr.mittelkredite 1 

·• Krhs. lnaaesamt 
~~rs. d. Ausb.statten 
Sachk. d. Ausb.statten 
UmlaAen n. &9 Abs.3 
Ausb.statten ins!les. 
Zusatzkosten 
TaschenQelcl 
Beklelduno~eld 
Arbeitsentaelt 
Fahrtkosten 
Sonsti!le Zusatzko. 
Zusatzko. lnSllP.S. 
lnsaesamt 

Medizinischer Bedarf 
lfd.Nr. 

1 
2 
3 

4 
5 

6 
7 
!I 
9 
10 

:i 
!2 
l3 
14 
15 
16 
17 
17a 
18 

..... 

• ... 
•· 

Medizinischer Bedarf 

Arzneimittel, (außer Implantate u. Dialysebedarf) 
Kosten der Lieferapotheke 
Blut, Blutkonserven und Blutplasma 

Verband-, Heil· und HIifsmittei 
Ärztliches u. pfleger. Verbrauchsmaterial, 

Instrumente 
Narkose- und sonst. OP-Bedarf 

Bedarf f. Röntgen- u. Nuklearmedizin 

Laborbedarf 

Untersuchungen in fremden Instituten 
Bedarf für EKG, EEG, Sonografie, er 
Bedarf der physikalischen Therapie 

Apothekenbedarf, Desinfektionsmaterial 

Implantate 

Transplantate 

Dialysebedarf 

Kosten f. Krankentransporte {kein Durchlaufp.) 

Interkurrente Behandlungen 

davon Zahnbehandlung 
Sonstiaer medizinischer Bedarf 

____ ........................................... . 
1 

'-------+--------1 

Betraa DMie BT DM ie Betreu.T 
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Anlage 4 

Personal 
Durchschnittlich beschäftiate Vollkräfte Durchschnittsgehälter 

Vereinbarung für den Forderung für den je Personalg~pe 
lfd Budoetzeitraum Buclaetzeitraum tfd. B• onnetzeitraum 

Therapeut. Dienst 
Pflegedienst 
Medizinisch-technischer Dienst 
Funktionsdienst 
Klinisches Hauspersonal 
Wirtschafts- u. Versorgungsdienst 
Technischer Dienst 
Verwaltungsdienst 
Sonderdienste 
Sonstiaes Personal 

Erläuterung zu Anlage 1bis 4:Übersicht i:ber die Aufteilung der Berufsgruppen 

Funktion 

1. Therpeutischer Dienst 1> 
therapeutische Leiter 

therapeutischer Abteilungsleiter 

Stationsärzte / 
Psychologen 

2. Pflegedienst 

3. Ergotherapie 

4. Co-Therapie 

5. Lehrer 

8. Sozialpädagogen / -arbeiter 

7. Heilpädagogen 

1) 

2) 

Dienstar1 Anzahl VK Zuordnung n. Per9onalgruppe Zuordnung nach 
Arzte Psvcholoaen KHBV 2> 

leitender Arzt 
leitender Psychologe 

X 

Abteilungsleilender Arzt/Facharzt x 
Abteilungsleitender Psychologe / Psycholog. Psychotherapeut 

Stationsarzt 
Assistenzarzt 
AIP 
Psychologe 

PDL 
pflegerische Stationsleitung 
psychiatrischer Fachpfleger 
3-Jährig examiniert 
1-jährig examiniert 

Ergott>erapeut 

Bewegungstherapeut 
Sporttherapeut 
Körperpsychotherapeut 
Physiotherapeut 
Masseur 
Bademeister 
Musiktherapeut 
KreatMherapeut 
Kunsttherapeut 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

Ärztlicher Dienst 
Med. T ech. Dienst 

Ärztlicher Dienst 
Med. Tech. Dienst 

Ärztlicher Dienst 
Ärztlicher Dienst 
Ärztlicher Dienst 
Med. T ech. Dienst 

Pflegedienst 
Pflegedienst 
Pflegedienst 
Pflegedienst 
Pflegedienst 

Funktionsdienst 

Med. T ech. Dienst 
Med. Tech. Dienst 
Med. Tech. Dienst 
Med T ech. Dienst 
Med Tech. Dienst 
Med Tech. Dienst 
F untionsdienst 
Funktionsdienst 
Funktionsdienst 

Med. Tech. Dienst 

Med. T ech. Dienst 

Med. Tech. Dienst 

Der therapeutische Dienst setzt sich zusammen aus Ärzten und Psychologen. 

Die Anlagen 1 bis 4 werden entsprechend den Zuordnungsvorschriften der KHBV ausgefüllt. 
1. In der Anlage 1 bis 4 wird der Begriff "Therapeutischer Diensr geändert in den Begriff 

"Ärztlicher Dienst". 
2. Um im Bereich des Medizinischen Technischen Dienstes die Psychologen separat auszuweisen, 

wird die Anlage 1 bis 4 modifiziert und vier Zeilen beim Medizinischen Technischen Dienst eingefügt 
"davon Psychologen• 
•therapeutische Leitung" 
•therapeutische Abteilungsleitung" 
"Psychologen auf Station" 
Zudem wird die Anlage 1 bis 4 ergänzt um die Kostenart: 
"vom Land als notwendig anerkannte Trägerkosten• 
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Anlage 5 

Belegungsdaten 

Vereinbarung für den Forderung für den 
lfd. Budgetzeitraum Budgetzeitraum 

Berechnungstage 
Betreuungstage 
Anz. Beurlaubungstage <3 Wo. 
Anz. Beurlaubungstage >3 Wo. 
Anfangsbestand d. Patienten 
Zugänge 
extern (Neu-, Wiederaufnahme) 
- davon Aufnahme aus anderen MRV-Einr. 
- davon Aufnahme NA 

- davon Veränder. d. Rechtsgrundlage 
Abgänge 
extern (Entlassung MRV) 
Endbestand d. Patienten 
Fälle mit ambulanter Nachsorge 
Verweildauer 
Gesamtdauer d. Behandlung seit Rechtskr. 
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Anlage 6 

Ermittlung der Personalstellen 

Die Personalstellen (Personalbedarf für die einzelnen Berufsgruppen mit 
Ausnahme des Pflege- und Erziehungsdienstes errechnen sich nach folgender 
Formel: 

PB(VK)= 

PB (VK) 
Pat. stat.: 
gewichteter 
Zeitbedarf: 

Pat. beurl.: 
Zeitbedarf U: 

[Pat.stat. X gew. Zeitbedarf stat.(Min.) + Pat. beurl. X Zeitbedarf U (Min.)] X 250 
60 X NettojahresarbeitszeiWK (Std.) 

Personalbedarf in Vollkräften 
stationäre durchschnittliche Belegung 

Summe der Zeitbedarfswerte der einzelnen Behandlungsbereiche, 
gewichtet entsprechend der jeweiligen Patientenstruktur 
durchschnittliche Anzahl täglich beurlaubter Patienten 
Zeitbedarf pro Arbeitstag für Beurlaubungstage 

Im Pflege- und Erziehungsdienst wird der Personalbedarf analog berechnet, wobei jedoch 
365 Arbeitstage zugrunde zu legen sind. 



Anlage 7 
Behandlungsbereiche 

Zur Ermittlung des Personalbedarfs werden die Patienten nach Art und Schwere der Krankheit sowie nach den Behandlungszielen und -mitteln den 
folgenden Behandlungsbereichen zugeordnet. 

Behandlungsbereich nach§ Untergebrachte/Patienten U nterbringungsziele/ Behandlungsmitei/ 
StGB Behandlun2sziele Handlungsbedarf 

1. Aufnahme und Diagnostik 63 
Akut psychisch kranke und /oder Differenzierte Diagnostik, Motivation Medizinische/psychologische/soziale 
persönl.ichkeitsgestörte und/oder zur Behandlung; Risikoabschätzung; 1. Diagnostik; interne und externe Siehe-
intelli.genzgeminderte Rechtsbrecher Behandlungsplan; psychische und sozia- rung. 
mit schweren Verhaltensstörungen le Stabilisierung; Befähigung zur psy- ggtls Psychopharmakotherapic und the-
oder Patienten mit einer antisozialen cho- u. soziotherapeutischen Behand- rapeutische Erstmaßnahmen (Psychothc-
Persönlichkeit ohne psychiatrische lung. rapie, Soziotherapie, Arbeits- u. Beschäf-
Diagnose von der Aufnahme bis zu 6 tigungstherapie, Sport) 
Wochen nach Beginn der Unterbrin-
gung. 

64 
Alkohol-, medikamenten- und dro- Erkennen der Abhängigkeit, Behand- Medizinische (psychiatrische, ncurologi-
genabhängige Rechtsbrecher oder lungsmotivation; Risikoabschätzung; 1. sehe, allgemeinmedizinische), psycholo-
Patienten mit einer antisozialen Behandlungsplan; psychische und sozia- gische und soziale Diagnostik; Motivati-
Persönl.khkeit ohne psychiatrische lc Stabilisierung; Befähigung zur psy- onsarbeit; ggfls. Psychopharrnakotherapie 
Diagnose; von der Aufnahme bis zu cho- u. soziotherapcutischen Behand- und therapeutische Erstmaßnahmen (Psy-
6 Wochen nach Beginn der Unter- lung als Voraussetzung für weitere chotherapie, Soziotherapie, Arbeits- u. 
bringung Behandlungsmaßnahmen. Beschäft.igungstherapie, Sport); interne 

und externe Sicherung. 
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Behandlungsbereich nach§ Untergebrachte/Patienten Unterbringungsziele/ 
StGB Behandlun2sziele 

2. lntensivbehand- 63 
lung/Krisenintervention Psychisch kranke und gestörte Pati- Krisenbewältigung; Stabilisierung als 

enten, die somatisch vitalgefährdct, Voraussetzung für weitere therapeuti-
manifest selbst- und/oder besonders sehe Maßnahmen. 
fremdgefährdend sind und besonde-
rer personeller und baulicher Siehe-
rung bedürfen (z. B. hohe Entwei-
chungsgcfahr) 

64 
Alkohol-, medikamenten- und dro- Erkennen der Abhängigkeit, Risikoab-
genabhängige forensische Patienten, schätzung, Krisenbewältigung, Entgif-
die somatisch vitalgefährdet, mani- tung, Delirbehandlung, Stabilisierung. 
fest selbst- und/oder besonders 
fremdgcfährdend sind und besonde-
rer personeller und baulicher Siehe-
rung bedürfen (z.B. hohe Entwci-
chungsgefahr). 

3. gesicherte oder geschlossc- 63 
ne Regelbehandlung Psychisch kranke und gestörte Pati- Bessern, Verhütung von Verschlimme-

enten mit anhaltend akuten Sym- rung und kriminologischen Rückfällen; 
ptomen und/oder erheblichen psy- Erhaltung der Behandlungsmotivation 
chischen und sozialen Defiziten und und Stabilisierung für weitere rehabilita-
einer erheblichen Rückfallgefahr. tive Maßnahmen, Vorbereitung auf 
Patienten, die aufgrund ihrer psychi- beschützende oder eine stützende Ein-
sehen und sozialen Krankheitsfolgen richtung und soziale und berufliche 
und damit einhergehenden Gefähr- Wiedereingliederung; Risikoabschät-
Iichkeit erhöhter baulicher und per- zung 
soneller Sicherung bedürfen. 

BehandlungsmiteV 
Handlun2sbedarf 

Diagnostik, Erst- und Notfallbehandlung; 
ei nzel fall bezogene I ntensi vbehandl ung 
einschl. Psychopharmakotherapie. Strikt 
strukturierte Betreuung; hohe interne und 
externe Sicherung, ggf. Isolierung. 

Diagnostik, Erst- und Notfallbehandlung; 
einzelfallbezogene Intensi vbehandlung 
einschl. Psychopharmakothcrapie; eng 
strukturierte Betreuung; hohe interne und 
externe Sicherung, ggf. Isolierung. 

Mehrdimensionale Behandlung mit diffc-
renzierter Schwerpunktsetzung nach 
Krankheitsbildern; medizinische Grund-
versorgung; Einzel- und Gruppenpsycho-
therapie einschl. Familientherapie; Sozio-
therapie; Milieutherapie in Kleingruppen; 
rehabilitationsorienticrte und tagesstruktu-
rierende Ergotherapie; schulische Ausbil-
dung; Psychopharmakothcrapie; Krisen-
bewältigung; Training von Alltagsfcrtig-
keiten; interne und externe Sicherung. 
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Behandlungsbereich nach§ Untergebrachte/Patienten Unterbringungsziele/ 
StGB Behandlungsziele 

64 
Alkohol-, medikamenten- und dro- Bessern, Verhütung von Verschlimme-
genabhängige Patienten mit anhat- rung und kriminologischen Rückfällen; 
tend akuten Symptomen und erheb- Stabilisierung, Abstinenz, Befähigung 
liehen psychischen und sozialen zur ambulanten Behandlung; Risikoab-
Krankheitsfolgen, die noch gesichert schätzung. 
unterzubringen sind. 

4. reduzierter therapeutischer 63 u 64 
und pflegerischer Auf wand vorläufig untergebrachte nicht - Sicherung der Patienten nach innen 

akut selbst- oder fremdgefährde- und außen 
te Patienten, die einer Therapie - Prüfung der Voraussetzung für eine 
nicht zustimmen Unterbringung gern. §§ 63, 64 
vorläufig Untergebrachte mit StGB 
einer antisozialen Persönlichkeit 
ohne psychiatrische Diagnose 

BehandlungsmiteV 
Handlungsbedarf 

Suchtspezifische, mehrdimensionale Be-
handlung mit aktivierend pflegerischem 
Aufwand; Milieutherapie in Kleingrup-
pen; Training von Alltagsfertigkeiten; 
schulische und berufliche Bildung; hohe 
interne und externe Sicherung 

- Verlaufsdiagnostik 
- Sicherungsmaßnahmen 
- Kontrolle psychopathologischer Be-

funde 
Dokumentation 
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Behandlungsbereich nach§ Untergebrachte/Patienten U nterbringungsziele/ 
StGB Behandlungsziele 

5. Langzeitbehandlung 63 
- Patienten, die länger als 6 Jahrc im Sicherung nach innen und außen 
MR V untergebracht sind und nicht Bessern, Verhütung von Ver-
in die Behandlungsbereiche lnten- schlimmerung und kriminologi-
sivbehandlung, Wohngruppe oder sehen Rückfällen~ Erhaltung der 
Urlaub zuzuordnen sind. Behandlungsmotivation und Stabi-

lisierung für weitere rehabilitative 
Maßnahmen, Vorbereitung auf be-
schützende oder eine stützende Ein-
richtung und soziale und berufliche 
Wiedereingliederung und Risiko-
einschätzung 

64 
- Patienten, die länger als 2 Jahre im Sicherung nach innen und außen 
MRV untergebracht sind und nicht Bessern, Verhütung von Ver-
in die Behandlungsbereiche Intcn- schlimmerung und kriminologi-
sivbehandlung, Wohngruppe oder sehen Rückfällen; Stabilisierung, 
Urlaub zuzuordnen sind. Abstinenz, Befähigung zur ambu-

lanten Behandlung; Eingliederung 
in komplementäre Einrichtungen 
und ambulante Behandlung; Risi-
koabschätzung. 

6. offene Regelbehandlung 63 
Forensische Patienten, die ausrei- Enthospitalisierung; soziale und berutli-
chend stabilisiert sind, um unter ehe Wiedereingliederung bzw. Vorbe-
,,offenen" Bedingungen weiterbe- reitung auf die Unterbringung in einer 
handelt zu werden. komplementären Einrichtung; Risikoab-

schätzung. 

Behandlungsmitei/ 
Handlungsbedarf 

- Interne und externe Sicherungsmaß-
nahmen 
Bedingt durch die lange Unterbrin-
gungsdauer reduzierter pflegerischer/ 
therapeutischer Behandlungsbedarf 

Interne und externe Sicherungsmaß-
nahmen 
Bedingt durch die zweijährigen Un-
terbringungsdauer reduzierter pf1ege-
rischer / therapeutischer Bchand-
lungsbedarf 

Mehrdimensionale Rehabilitation; inten-
sives Training von Alltagsfertigkeiten; 
Psychotherapie; Soziotherapie; Milieuthe-
rapie; intra- und extramurale Arbeitsthe-
rapie, ggtls. berufliche und schulische 
Ausbildung; Psychopharmakotherapie. 
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Behandlungsbereich nach§ Untergebrachte/Patienten Unterbringungsziele/ 
StGB Behandlun2sziele 

64 
Alkohol-, medikamenten- und dro- Abstinenz, Befähigung zur ambulanten 
gcnabhängige Patienten, die für eine Behandlung mit Integration in Selbsthil-
rehabilitative Behandlung ausrei- fegruppcn; Eingliederung in kample-
chend stabil.isiert und motiviert sind mentäre Einrichtungen und ambulante 
und keiner gesicherten Unterbrin- Behandlung; Risikoabschätzung. 
gung mehr bedürfen. 

7. Wohngemeinschaft 63 
Analog 63-Ro Analog 63 - Ro 

64 
Analog 64-Ro Analog 64 - Ro 

8. Beurlaubung 63 
Patienten, die nicht mehr vollstatio- Psychische und soziale Stabilisierung; 
när behandlungsbedürftig bzw. (z.B. Eingliederung in ambulante Behand-
in Nachsorgeeinrichtungen) beur- Jung; soziale und berufliche Wiederein-
laubt sind. gliederung; Krisenbewältigung; Risiko-

abschätzung. 

64 
Alkohol-, medikamenten- und dro- Anhaltende Abstinenz, psychische und 
genabhängige forensische Patienten, soziale Stabilisierung, soziale und beruf-
die nicht mehr vollstationär behand- lkhe Wiedere.ingliederung, Krisenbe-
lungsbcdürftig bzw. in Nachsorge- wältigung, Risikoabschätzung. 
einrichtungen beurlaubt sind. 

Behandlungsmitel/ 
Handlungsbedarf 

Suchtspezifische, mehrdimensionale Be-
handlung; Milieutherapic; schulische und 
berufliche Bildung. 

Analog 63-Ro, jedoch reduzierter pflege-
rischer Betreuungsbedarf 

Analog 64-Ro, jedoch reduzierter pflege-
rischer Betreuungsbedarf 

Psychotherapie; Soziotherapie; Kontroll-
untersuchungen; Motivation zu und Intcg-
ration in außerstationäre Hilfen. 

Psychotherapie; Soziotherapie; suchtspc-
zifische Kontrolluntersuchungen; Motiva-
tion zur Inanspruchnahme außerstationä-
rer Hilfen. 
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Anlage 8 

Berechnung der Nettojahresarbeitszeit 

Sozial-
leitende Sta- Pflege- päda~ med.-thera-
Ärzte/ tionsärzte und Erzie- Ergo- Co- gogen / peutische 
Oberär- / Psycho- hungs- thera- Thera- Sozial- Schreibkräfte / 
zte logen dienst peuten peuten Lehrer arbeiter Sekretariate 

Kalendertage 365 365 365 365 365 365 365 365 

./. freie Tage 104 104 104 104 104 104 104 104 

.!. 
Wochenfeiertage / 
AZVTage 11 11 11 11 11 11 11 11 

Arbeitstage 250 250 250 250 250 250 250 250 

./. Urlaubstage 30- 33 30- 33 30- 35 30-35 30-35 30-35 30- 35 30-35 

./. Krankheits- / 
Kurtage etc. 5-8 5-8 8-15 8 - 15 8 - 15 8 - 15 8 - 15 8 -15 

./. Fortbildung 
(Tage) 2-4 2-4 2 2 2 2 2 2 

Nettoarbeitstage / 
Jahr 213 -205 213 - 205 210 - 198 210 - 198 210 - 198 210 - 198 210 - 198 210 - 198 

Nettojahresarbeits- 1.640 - 1.617- 1.617 -
stunden 1.579 1 .640 - 1 .579 1.617 - 1.525 1.525 1.525 1.617- 1.525 1.617 - 1.525 1.617 - 1.525 

Ausgangswert 1.600 1.600 1.540 1.540 1.540 1.540 1.540 1.540 

erhöhte Fort- u. 
Weiterbildungszeit 
Std.) 20 20 40 20 20 20 30 -

normierte Nettojah 
resarbeitszeit / VK 
(Std.) 1.580 1.580 1.500 1.520 1.520 1.520 1.510 1.540 

- GV. NRW. 2002 S. 608. 
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Verordnung 
über die Festsetzung von Zulassungszahlen 

und die Vergabe von Studienplätzen 
im ersten Fachsemester 

für das Sommersemester 2003 
Vom 29. November 2002 

Aufgrund der§§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ratifizierung 
des Staatsvertrages über die Vergabe von Studienplätzen 
vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 238) in Verbindung mit 
Artikel 16 Abs. 1 Nr. 15 des Staatsvertrages über die 
Vergabe von Studienplätzen vom 24. Juni 1999 und der 
§§ 10 Abs. 2 und 11 des Zweiten Gesetzes über die 
Zulassung zum Hochschulstudium in Nordrhein-Westfa­
len (Hochschulzulassungsgesetz NW 1993 - HZG NW 
1993) vom 11. Mai 1993 (GV. NRW. S. 204), geändert durch 
Artikel V des Gesetzes vom 6. Juli 1993 (GV. NRW. S. 476), 
wird verordnet: 

§ 1 

AnlaJen Für die in den Anlagen 1 bis 4 zu dieser Verordnung 
1 bis 4 bezeichneten Studiengänge wird an den dort genannten 

Hochschulen die Zahl der im Sommersemester 2003 in das 
erste Fachsemester aufzunehmenden Bewerberinnen und 
Bewerber nach Maßgabe der Anlagen festgesetzt. 

§ 2 

Antragsberechtigt sind bei den Studiengängen der 
. Anlagen 1 und 3 nur Bewerberinnen und Bewerber, deren 
Hochschulzugangsberechtigung die allgemeine Hoch­
schulreife oder die dem gewählten Studiengang entspre­
chende fachgebundene Hochschulreife vermittelt. Bei 
den Studiengängen der Anlagen 2 und 4 sind auch 
Bewerberinnen und Bewerber mit Fachhochschulreife 
antragsberechtigt; für die in diesen Anlagen für inte­
grierte Studiengänge festgesetzten Studienplätze sind 

nur Bewerberinnen und Bewerber mit Fachhochschul­
reife antragsberechtigt. 

§3 

(1) Die nach den Anlagen 3 und 4 verfügbaren Studien­
plätze werden von der jeweiliger. Hochschule gemäß §§ 33 
bis 36 der Verordnung über d~.e zentrale Vergabe von 
Studienplätzen in Nordrhein-Westfalen (Vergabeverord­
nung NRW - VergabeVO NRW; vom 12. Juni 2002 (GV. 
NRW. S. 188) vergeben, soweit in dieser Verordnung 
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Sind für die Vergabe nach § 12 Abs. 2 Nr. 2 
VergabeVO NRW weniger zu berücksichtigende Bewer­
berinnen und Bewerber vorhanden als Studienplätze, 
werden die frei bleibenden Studienplätze nach § 12 Abs. 2 
Nr. 3 VergabeVO NRW vergeben. 

§4 

Soweit sich die der Festsetzung nach § 1 zugrunde 
liegenden Daten wesentlich ändern, wird das Ministe­
rium für Wissenschaft und Forschung die Zulassungszah­
len durch Rechtsverordnung, die rückwirkend in Kraft 
tritt, neu festsetzen. 

§5 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 
2002 in Kraft . 

Düsseldorf, den 29. November 2002 

Die Ministerin 
für Wissenschaft und Forschung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Hannelore Kraft 
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Anlage 1 
Zulassungszahlen in zentralen Verfahren 
- Universitätsstudiengänge -

TH 

AC 

Uni 

BI 

Uni 

BO 

Uni 

BN 

Uni 

DO 

Uni U-GH l U-GH Uni DSH Uni l U-GH l U-GH l U-GH 

Studiengang D DU E K K MS PB SI W 

- Universitätsstudiengänge 
ohne Lehrämter -

Betriebswirtschaftslehre,. Diplom ................. ~ ........... . 55 • 90 243 191 • 49 

. 1 1 i 1 1 ! 1 i I i 1 1 
Geographie,. Diplom ....................................... A ........... + .......... 

1 
.......... ; ... 34 ... 1 ··········· l ··········+· .......... , ............. , .... 16 

···1· .. ········+·········+·· ........ l .......... , ......... .. 
Kunstgeschichte, Mag. - HF A l l i 24 i l 9 l 1 l ; i 30 i i i .............................................................................. ············r···········r···········r······· .... r ........... r············!············1······ ....... 1 ............ 1 ............ r ........... r ........... r ........... r......... 
Kunstgeschichte, Mag. - NF A i i i 19 i i 2 i i i l ; 14 i i i 
··························································································1·•··············································•)••········••!••··········.············•1••··········•··········••f••·······················.··········· • ••••••••••• 

~~~.~~~~!!!.~is~~~.(~:.~.!?.~.~~.~~?.~.~~ ............ ~ ........... .l. .......... L ......... .l. .... ~.~ ... .l ............ l ............ l ............ l ............. 1 ............ 1 ............ 1 ............ J ............ l ........... .l. .... :.~ .. . 

Medizin,. Staatsexamen ................................ A ............ ! ........... l ........... ! ,. 137 .. ! ............ ! ............ ! .......... ..! ............. 1 ... 157 .. ! ............ ! ... 142 .. ! ........... ! .......... , ! .......... . 
~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ i 

Pädagogik,. Diplom ·········································v ............ !.. .. 50 ... L .......... l ........... l. .......... l. ......... J ............ L ........... L .......... L .......... L .. 30 ... L .......... L .......... l. ......... . 
Pädagogik, Diplom - wahlweise auch mit j / j j j j / j / ~ ( j j 
heilpädagogischer Ausrichtung A i i i l l 1 l i 66 l 1 i l 1 ......................................................................................... T ......... r-......... i •m••···r··· ........ 1 ........... T .......... T ........... T .......... T .......... T .......... T ........... 1 ........... 1 ......... .. 

Pharmazie. Staatsexamen A l ; l 77 ; l 49 l ; ; 1 j 73 ] ; ; 

R~ht~i~enschaft, .staatsexamer ............ ~ ............ j .... 58 ... ! .. 183 .. ! .. 176,. ! ........... ! ............ ! ............ : ............. ! ... 212 j .. , ......... j ... 115 ,. 1 ............ ! ........... ! .......... . 
Sport, Diplom A \ \ 57 \ 1 l l l l \ 215 l l l l 
·············································································· ............ r··········1 ·· .. ·······r··· .. ······r············r ············1············ ·············1············1············r···········r···········r······ .... r......... 
Wirtschaftsinformatik, Diplom A l j 1 i 1 ; • 63 l i i i 1 1 
......................................................................................... •!•• .. ••·••• C "••••••••O•·•••••••••"l'••••m• .... > ............ , .............................................................. 1 ............ , ............ ,., ........... . 

Zahnmedizin, Staatsexamen A 1 1 1 33 1 1 1 1 i 50 1 i i 
Lehramtsstudiengänge -
Erste Staatsprüfung für das 
Lehramt für die Primarstufe A . . . . 50 . . . 64 . 105 . . 75 . 34 . 42 . 

Erste Staatsprüfung für das ~ i l ~ i ~ i ~ i 1 ~ f I 
Lehramt für Sonderpädagogik A / / / i 58 ) . 1 ~ 199 / 1 ~ ) ! 
Erste Staatsprüfung für das i i 1 1 i ; l i i l 1 i 1 
Lehramt für die Sekundarstufe 1 1 1 1 1 1 1 1 1 i 1 i i 
!! 1 i i l ! ! \ l \ \ l \ l 

54 

Biologie ............................................................. A ···········J··········J ···········L·········j············[ ............ L .......... L .. 23 .. .J ........... J ........... L ......... J ........... L .......... 1. ......... . 
Sonderpädagogik A 1 ; i i 4 ; ; ; ; 39 1 1 ; 1 l 

Abkürzungen: TH Technische Hochschule 

Uni Universität 

U-GH Universität-Gesamthochschule 

DSH Deutsche Sporthochschule 

A Auswahlverfahren 

V Verteilungsverfahren 

Integrierter Studiengang 



Anlage 2 
Zulassungszahlen in zentralen Verfahren 
.. Fachhochschulstudiengänge -

FH: FH 

Bielefeld 

BI j MI 

FH FH 

Bonn•R~ein•Siegj 

FH FH FH 

Gelsen_kirchenj 

GE i BOCI 

FH 

Köln 

K 

FH FH: FH 

Niederrhein 

KR i MG 

FH j U-GH U-GH l U-GH l U·GH 

Aachen\ Lipp~ und H.öxter Münste~ Südwestfalenj 

Studiengang AC l 80 St.Al Rhb. l DO D LEM I DT I HX MS 1 MES I E PB SI w 

::::::::::~ik ::::::::::::::::::::::::'. :::::::::::::!:::: :: ::: i ::::::::::::l::::::::::::·l::::::::::::l::::::::::::l::::::::::::l::::::::::::l::::::::::::l::::::::::::I:::: 

67 

::: l::::::::::::l:::::::::::·1::::::::::::1 ::: 

10
:::l::::::::::: i ::::::::::. ! ... :::::::::::::::l::::::::::::l :::::::1:::::::::: .. 1.::::::::::: 

Wirtschaft At 77 1 81 1 1 71 1 62 1 61 1 110 1 87 1 1 l 111 1 1 1 1 66 1 1 70 1 1 1 1 1 

~:::e~s~rtschafts· .................. A ............ 1 ............ 1 ........... .1. ........... .1... ......... 1. ............ !. ........... 1 ........... .1 ............ 1 ............ 1. ........... ! ............ 1. .......... ..1.......... l .......... l ............ l .......... .1 .................. 1 .... 32 ... ! ............ ! .... 39 ... 1 ........... . 
; ~ ~ ~ ; ~ ~ ~ ~ ; ~ ~ ; ~ ~ i ~ ~ i ~ ~ 

Lebensmittelchemie* A l,.. ........ ( .......... : ............ : ............. : ............ : ............. : ............ : ............. j ............ : ............ : ............. : ............ : ........... ) ............ : ............. : ............ j ............ \ .................. : ............ : ............ : ............ i 5 

Wirtschaftsinformatik* A 1 1 1 ! ! j j j j j ! l ! ! j j ! j ! 25 ! ! ! 
: : : : :__ : : : : : : : : : : : : : : : : 

Abkürzungen: FH = Fachhochschule 

U·GH = Universität-Gesamthochschule 

A = Auswahlverfahren 

= Integrierter Studiengang 
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Zulassungszahlen für örtliche Zulassungsbeschränkungen 

- Universitätsstudiengänge -

Anlage 3 

Studiengang 

- Universitätsstudiengänge ohne 
Lehrämter-

Allgemeine Sprachwissenschaft, 
Magister - Hauptfach 

... - Nebenfach 

Anglistik, 
Magister - Hauptfach 

· - Nebenfach 

Erziehungswissenschaft, 
Bachelor 
Master 

Geographie, 
Magister - Nebenfach 

Germanistik, 

Geschichte, 

Magister - Hauptfach 
- Nebenfach 

Magister - Hauptfach 
- Nebenfach 

Gesundheitsökonomie. 
Diplom 

Informationsverarbeitung, 
Magister - Hauptfach 

- Nebenfach 
Klassische Literaturwissenschaft, 

Magister - Nebenfach 
Kommunikationswissenschaft. 

Magister - Hauptfach 
... - Nebenfach 

Kunstgeschichte, 
Bachelor - 1. oder 2. Fach 
Bachelor 
Bachelor - Nebenfach 
Master 

TH 
AC 

Uni 

BI 

Uni 

BO 

Uni 

BN 

Uni 

DO 

Uni 

D 

U-GH l U-GH l DSH 

DU l E l K 

Uni 

K 
Uni 

MS 
U-GH l U-GH l U-GH 

PB; SI I w 

. ; . . 4 i i i i ···········=···--·······=···········=···········=············=·····g··· ..................................... . 

; ; ; ~ : ~ ~ ~ ~ ~ : ~ ~ 
! ! 1 1 1 1 1 ! ) so 1 17 1 1 l 

........... ~············f ············l············l····· ...... +, .......... ; ............ f ···· .. ·····t·· .. ······· !···1· 11 
.. !··..7

1 
·· .. l············l···········+-···· ····· 

........... i ............ t .... 99 ... .l ............ L .......... L .......... L .......... l ........... l ............ ~........l .......... L .......... 1 ............ L ......... . 
: : 33 : : : : : : : : : : : 

••••••••••••~ ••••••••••••~••••••••••••~••••••••••••~••••••••••••~••••••••••••~ ••••••••••• ~ ••••••••••• ~ ••••••••••••~••••••••••••~••••••••••••i••• • ll •• o•••~••••• .. •••••i•••••••••••• 

24 l l 1 l l l l l l l 9 l l l 
: : : : : : : : : : : : : 
1 \ 1 141 l I l \ 1 1 as 1 1 1 1 

···········1······ ...... t ............ 1 .. 231··+ ........... i ............ 1 ......... l .......... + .. ········1··· 10 
.. +······ ... + ........... ! ........... + ........ . 

.......... J .......... J ........... .i ........... J .......... .i. ........... L .......... L .......... 1 ........... t ... 45 ... .i ............ L ......... J ........... L ....... .. 
: : : : : : : : : 154: : : : 

··········· i ··········•·i············i············i············~············~············ i ........... i ........... ~ ············~············i············i············~--···· -••··· 

l l l l l l l l l 16 l l l l 
~ ; ~ ; ~ ~ ; ; ~ ~ ~ ~ ~ 

........... ; ......... , ............ 1 ............ 1 ........... 1 ............ 1 ........... ; ........... ; ........... 1 ... : 9 ... 1 ............ 1 ............ 1 ............ 1 .... ······· 

............ ( ............ 1 ............ i ............ 1 ............ f .......... J ......... i .......... +, .......... , ... so ... 1 ........... -l, ........... , ............ f .......... .. 
l l l \ l l l 21 l l l l l l ............ ;············;············;············t· ......... i"" .......... i ........... i .... 4 .... i ........... i ............ i ............ i ............ ( .......... i ........... . 
; ; ~ ~ ; ; ; ; ; ; ; ~ ; 
l 1 37 1 1 1 l 1 \ 1 1 i i \ 

........... 1 ....... 1 .... , 3 ... 1 ............ 1 ............ r .... = .... 1 ........... 1 ........... 1.........1 ......... 1 ............ 1 ........... 1 ............ r .......... . 
Medizin-Management, ··········•~··•··········~• ... ·········~··········· .. ~············!············ ~ ·········· ~ ··········· ~ ···········; ········ .... ~············~······ ........ ~············~--···· .. ····· 

Bachelor l l l l l l l 27 l l l l l l 
Offentliches Recht, i i i i i i i i i i i i i 

Magister - Nebenfach \ \ \ ) \ \ l [ l 1 18 \ 1 [ Pädagogik, ........... i ............ i ............ i ............ (" .......... (" .......... f" .......... 1 ··········· [ ........... i ............ l ............ i ............ f" .......... ( ......... . 

Philosophie. Magi•le,: ~:~~~~~=h ·········••l ·······'········••-i-••·········'············'············' ·······•• l ••·····•l••·····..J · ~~ ... -1---......... 1 ............ 1 .......... J.. .. ······ 
Magister~ ~::~~;=h ···········!············!············!············!············!····;~···!···········l············!···········!············l············l············!············!············ 
Bachelor ........... 1 ............ 1 ............ ( .......... ( .......... ( ... 7 .... i ........... i ........... i ........... ! ............ ( .......... ( ........ __ ( .......... r········ .. 
Bachelor - Nebenfach l l l l l 5 1 l l l l l l l 

Psychologie, l l l l l j l j l l l ; l 

Regionalwiss~~~~~:~:~~~nfach ··· 
60

··· 1········· .. ·1············!···· .... ····l············I········••· ! ·········1 ······ .. ···f ···· .. ····· l············l············!··········-+···········!············ 
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Berichtigung 

der Bekanntmachung der Neufassung 
des Gesetzes über die Organisation 
und die Zuständigkeit der Polizei 

im Lande Nordrhein-Westfalen 
- Polizeiorganisationsgesetz (POG NRW) -

vom 5. Juli 2002 (GV. NRW. S. 308) 

Nach§ 9 Abs. 1 Satz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 
In den Fällen der Nummern 3 bis 5 ist die zuständige 
Polizeibehörde unverzüglich zu unterrichten. 

- GV. NRW. 2002 S. 629. 
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